Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2805 


Der Bundesschatzminister 

I - F 3000 - 15/68 


ßad Godesberg, den 20. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Erhöhung des Grundkapitals der Ver- 
einigte Industrie-Unternehmungen AG und Überlassung 
der jungen Aktien an die Kreditanstalt für Wiederaufbau 


I. 

Die Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG (VIAG), deren 
Grundkapital von 254 Mio DM voll im Besitz des Bundes ist, 
steht vor der Notwendigkeit, ihr Eigenkapital zu verstärken. 
Aus diesem Grunde ist beabsichtigt, das Grundkapital der VIAG 
um 50 Mio DM auf 304 Mio DM zum Kurse von 220 °/o zu er- 
höhen. Das dem Bund zustehende Bezugsrecht soll ausgeschlos- 
sen werden,- die jungen Aktien sollen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) überlassen werden. Der VIAG fließen auf 
diese Weise neue Eigenmittel in Höhe von 110 Mio DM zu. 

Die KfW ist bereit, die jungen Aktien von 50 Mio DM (rd. 16 °/o 
des erhöhten Grundkapitals) für eigene Rechnung zu überneh- 
men. Sie will bei der Kapitalerhöhung 72,5 Mio DM (25% des 
übernommenen Nominalkapitals und - gemäß den gesetzlichen 
Vorschriften - das gesamte Agio) sofort und den Rest von 37,5 
Mio DM bis Ende 1968 einzahlen. Sie wird dem Bund gegenüber 
folgende Verpflichtungen eingehen: 

1. Die KfW verpflichtet sich, im Falle von Verfügungen über 
die von ihr übernommenen Aktien das Einvernehmen mit 
dem Bund herzustellen. 

2. Darüber hinaus erklärt sich die KfW im Interesse des Bundes 
- der hierauf aus politischen Gründen Wert legen muß - be- 
reit, im Falle einer Privatisierung ihre Aktien zur Verfügung 
zu stellen, wobei die KfW den Nettoerlös aus der Veräuße- 
rung, jedoch mindestens den von ihr aufgewendeten Betrag 
(110 Mio DM) zuzüglich Zinsen in Höhe von 2% über dem 
jeweiligen Bundesbankdiskontsatz, jedoch abzüglich der ver- 
einnahmten Nettodividende erhält. 
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Die Deutsche Revisions- und und Treuhand-AG (Treuarbeit) hat 
in einer gutachtlichen Stellungnahme den Kurs von 220% für 
die Überlassung von rd. 16% des neuen Grundkapitals der 
VIAG an die KfW unter den vorgesehenen Bedingungen vom 
Standpunkt des Bundes als angemessen bezeichnet. 

II. 

Die Schwerpunkte der wirtschaftlichen Betätigung des VIAG- 
Konzerns liegen auf den Gebieten der Stromerzeugung, der 
Aluminiumerzeugung und der Kalkstickstofferzeugung. Der 
Marktanteil der VIAG-Gesellschaften innerhalb der Bundes- 
republik betrug im Jahre 1967 beim Strom 8%, beim Aluminium 
(Hütten- und Umschinelzaluminium) 32,4% und beim Kalk- 
stickstoff 59,9% % 7,4% beim gesamten Stickstoffdünger). Die 
VIAG schüttet seit 1960 eine Dividende von jährlich 10% auf 
das Grundkapital aus. Ein Konzernschaubild des VIAG-Kon- 
zerns sowie die konsolidierte Bilanz der VIAG zum 31. Dezember 
1966 sind als Anlagen 1 und 2 beigefügt. 

Die Notwendigkeit einer Erhöhung des VIAG-Kapitals ergibt 
sich aus der Entwicklung ihrer Tochter- und Beteiligungsgesell- 
schaften, und zwar vorrangig der Vereinigte Aluminium-Werke 
AG (VAW), daneben aber auch im Chemie-Bereich. Dagegen 
zeichnen sich im Energiebereich, abgesehen vom Bau des Kraft- 
werks Feldkirchen der Innwerk AG, dessen Finanzierung z. T. 
mit Mitteln des Investitionshaushalts gesichert ist, größere 
Investitionen, z. B. die Beteiligung an einem Kernkraftwerk zur 
Sicherung billigen Strombezugs für die elektrochemische Pro- 
duktion des Konzerns, erst nach mehreren Jahren ab. Der hier- 
durch bedingte weitere Kapitalbedarf ist bei der jetzt zur Erörte- 
rung stehenden Kapitalerhöhung nicht mit berücksichtigt; er 
wird möglicherweise zu einer späteren weiteren Kapitaler- 
höhung - im Wege einer echten Teilprivatisierung - Anlaß 
geben. 

Bei der VAW, deren Kapital von 104 Mio DM sich - einschließ- 
lich eines kleinen Anteils der Innwerk AG - voll im Besitz der 
VIAG befindet, wäre bereits vor mehreren Jahren eine Kapital- 
erhöhung angebracht gewesen, als diese Gesellschaft vor der 
Erweiterung ihrer Aluminium-Hüttenkapazität (Rheinwerk bei 
Norf) und der entsprechenden Stromerzeugungskapazität (Kraft- 
werk Frimmersdorf) stand. Als Überbrückungsmaßnahme ge- 
währte die VIAG der VAW, beginnend mit dem Jahre 1961, mit 
mittelfristigen Bankkrediten finanzierte Gesellschafterdarlehen 
von insgesamt 100 Mio DM mit der Zusage, diese Darlehen zu 
gegebener Zeit in Kapital umzuwandeln. Der sich verschärfende 
Wettbewerb zwingt die VAW zu weiteren erheblichen Investi- 
tionen mit dem Ziele der Rationalisierung, Kostensenkung und 
Absatzsicherung, aber auch der Produktionserweiterung. Insge- 
samt sind für die nächsten Jahre Investitionen in der Größen- 
ordnung von 335 Mio DM vorgesehen und notwendig. Die Um- 
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Wandlung des Gesellschafterdarlehens von 100 Mio DM in haf- 
tendes Kapital, zu der die VIAG nur unter der Voraussetzung 
einer eigenen Kapitalerhöhung in der Lage ist, ist damit drin- 
gend geworden. Iin chemischen Bereich des Konzerns, d. h. bei 
der Süddeutsche Kalkstickstoffwerke AG (SKW), ist ebenfalls in 
naher Zukunft mit der Notwendigkeit größerer Investitionen zu 
rechnen, für die die VIAG Vorsorge treffen muß. Die Aufsichts- 
räte der VIAG und - soweit es diese Gesellschaft betrifft - der 
VAW haben vom Standpunkt der Unternehmen die Notwendig- 
keit der Kapitalerhöhung ohne Einschränkung bejaht. Die Bun- 
desregierung stimmt hiermit auch vom Standpunkt des Bundes 
überein. 


III. 

Eine Teilprivatisierung der VIAG im Sinne der eigentumspoliti- 
schen Zielsetzung der Bundesregierung erscheint grundsätzlich 
möglich und sollte zu gegebener Zeit durchaus in Betracht ge- 
zogen werden. Vorläufig sind die Voraussetzungen für eine 
solche Maßnahme jedoch nicht vorhanden. Es wäre erst dann zu 
verantworten, den einkommensschwächeren Bevölkerungskrei- 
sen zum Erwerb von VIAG-Aktien zu raten, wenn eine stetige 
Ertragsentwicklung wirklich gesichert erscheint. Für den Ener- 
gie-Bereich des VIAG-Konzerns, der den größeren Teil der 
VIAG-Dividende aufbringt, wird man diese Voraussetzung be- 
jahen können. Für die Bereiche der Aluminium-Produktion und 
-Verarbeitung und der chemischen Produktion wird man ein 
solches Urteil mit der erforderlichen Sicherheit erst abgeben 
können, wenn die durch die beabsichtigte Kapitalerhöhung er- 
möglichten Investitionsinaßnahmen zu einer entsprechenden 
Festigung der Ertragslage des Konzerns geführt haben werden. 

Im Falle einer solchen Privatisierung, zu der in absehbarer Zeit 
ein weiterer Eigenkapitalbedarf des Konzerns voraussichtlich 
Anlaß geben wird, wird man zugleich die notwendigen Maß- 
nahmen zur Erhaltung der Selbständigkeit der VIAG als deut- 
sches Unternehmen treffen können. 

IV. 

Im Falle einer Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen 
wird der Bund noch mit einer Beteiligung von rd. 84% die qua- 
lifizierte Mehrheit und damit die beherrschende Stellung in der 
Hauptversammlung der VIAG besitzen. 

Trotzdem gebietet es das Interesse des Bundes, daß er seine bis- 
herige Stellung als Alleinaktionär der VIAG nur aufgibt, wenn 
sichergestelt ist, daß 

1. kein Dritter einen der VIAG schädlichen, kapitalmäßigen 
Einfluß auf die Gesellschaft nehmen kann und 
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2. eine spätere Teilprivatisierung der VIAG - einschließlich 
der von den KfW erworbenen jungen VIAG-Aktien - nicht 
verhindert oder erschwert wird. 

Beide Voraussetzungen sind durch die oben erwähnten Verein- 
barungen, zu denen die KfW bereit ist, gegeben. Die KfW wird 
im Falle von Verfügungen über die von ihr übernommenen 
VIAG-Aktien das Einvernehmen mit dem Bund herstellen. Da- 
nach kann der Bund eine unerwünschte Weiterveräußerung der 
Aktien, die ohnehin nicht in der Absicht der KfW liegt, verhin- 
dern. Ebenso wird die KfW ihre VIAG-Aktien dem Bunde im 
falle der Privatisierung zur Verfügung stellen. Der Bund ist 
damit in seiner späteren Entscheidung über eine Teilprivatisie- 
rung frei. Der KfW würde im Falle der Teilprivatisierung der 
Nettoerlös ihrer VIAG-Aktien zufließen. Im Hinblick auf die 
Bedingungen, unter denen die KfW die VIAG-Aktien erwirbt, 
erscheint es berechtigt, ihr als Mindesterlös den von ihr aufge- 
wandten Betrag (110 Mio DM) zuzüglich einer angemessenen 
Verzinsung, auf die jedoch die vereinnahmte Netto-Dividende 
anzurechnen ist, zuzusichern. 

Aus den dargelegten Gründen ist die Bundesregierung der Mei- 
nung, daß der Bund die Bereitschaft der KfW, die jungen Aktien 
der VIAG zu übernehmen, nutzen sollte. Durch die so ermög- 
lichte Kapitalerhöhung werden die Voraussetzungen für die 
weitere positive Entwicklung des VIAG-Konzerns und damit 
zugleich für eine Teilprivatisierung der VIAG in absehbarer 
Zeit, die andernfalls in Frage gestellt wäre, geschaffen. 

Die vorgesehenen Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften nach § 47 Abs. 4 der Reichs- 
haushaltsordnung. 

Im Einvernehmen mit dem Bundeskabinett, das dem Vorhaben 
zugestimmt hat, bitte ich, die Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages zur 

Erhöhung des Grundkapitals der Vereinigte Industrie-Unter- 
nehmungen AG von 254 Mio DM um 50 Mio DM zum Kurse 
von 220 % und Überlassung der jungen Aktien an die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau nach Maßgabe der in dieser Vor- 
lage dargelegten Bedingungen 

herbeizuführen. 


Kurt Schmücker 
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Anlage 1 


Vereinigte Industrie-Unternehmungen 
Aktiengesellschaft 

Grundkapital: DM 254,0 Mill. 

Rücklagen: DM 128,7 Mill. 


Elektrizitätswirtschaft 


Elektrochemie 


Innwerk AG 


99,96 Grundkapital: 
% DM 90,0 Mill. 
Rücklagen: 
DM 41,8 Mill. 




Vereinigte 

Süddeutsche 

Elektrowerke AG 


Aluminium-Werke 

Kalkstickstoff- 



AG 

Werke AG 

Grundkapital: 

100 

99,96 


DM 40,0 Mill. 

% 

% Grundkapital: 

Grundkapital: 

Rücklagen: 


DM 104,0 Mill. 

DM 35,0 Mill. 

DM 18,3 Mill. 


■ Rücklagen: 

, Rücklagen: 



DM 95,2 Mill. 

DM 19,0 Mill. 


70 

% 


Österreichisch- 
Bayerische 
Kraftwerke AG 


Braunschweigi- 

sche 

Kohlen- Bergwerke 


Vereinigte 
Leichtmetall- 
Werke GmbH 


Grundkapital: 
DM 80,0 Mill. 
Rücklagen: 
DM 1,4 Mill. 


25 49,84 

% % 


Grundkapital: 
DM 99,0 Mill. 
Rücklagen: 

DM 144,2 Mill. 


Stammkapital: 
DM 40,0 Mill. 
Rücklagen: 
DM 1,1 Mill. 


Bayernwerk AG 

4 ° Grundkapital: 

/0 DM 200,0 Mill. 
Rücklagen: 

DM 56,0 Mill. 


Oberland-Zentrale 
Helmstedt AG 

100 

% Grundkapital: 

DM 18,0 Mill. 
Rücklagen: 

DM 10,4 Mill. 


Rheinische 
Blattmetall AG 

Grundkapital: 

DM 20,0 Mill. 
Rücklagen: 

DM 2,5 Mill. 


Bayerische 
Braunkohlen- 
Industrie AG 

100 

Grundkapital: % 

DM 15,0 Mill. 

Rücklagen: 

DM 4,5 Mill. 


Ilse Bergbau-AG 
Grundkapital: 

DM 2,6 Mill. 99,09 

Genußscheine: % 

DM 2,9 Miil. 

Rücklagen: 

DM 0,3 Mill. 


Vereinigte 

Flußspatgruben 

GmbH 

Stammkapital: 
DM 4,5 Mill. 
Rücklagen: 

DM 1,1 Mill. 


100 

% 


Bayerische 

Wasserkraftwerke 

AG 

33,33 

% Grundkapital: 

DM 30,0 Mill. 
Rücklagen: 

DM 10,4 Mill. 


Ilse-Bayernwerk 
p. n , Energieanlagen 
% ; GmbH 

50 Stammkapital: 

A_ DM 100 Mill. 

; Rücklagen: 

! DM 33,6 Mill. 


Aluminium- und 
Metallwerke 
Sörensen & Köster 
GmbH 

Stammkapital: 

DM 2,5 Mill. 
Rücklagen: 

DM 2,1 Mi!!. 


Aluminium Norf 
GmbH 


Stammkapital: 
DM 50,0 Mill. 


50 100 V.A.W. 

% % of America, Inc. 


Eigenkapital: 
$ 3,0 Mill. 


25,15 

% 


llseder Hütte 


Grundkapital: 
DM 140,4 Mill. 
Rücklagen: 

DM 119,5 Mill. 


Andere Unternehmungen 


100 

% 


ioo ' i oo 

% % 


Industrieanlagen 

GmbH 

Stammkapital: 

DM 1,5 Mill. 
Rücklagen: 

DM 0,3 Mill. 


Deutsche Indu- 
strie-Versiche- 
rungsstelle GmbH 


Reichs- Kredit- 
Gesellschaft AG 


Eigenkapital: 

Stammkapital: DM 11,8 Mill. 

DM 5 000 
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Anlage 2 


Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG, Berlin/Bonn 
Konsolidierte Bilanz zum 31. Dez. 1966 

(in Millionen DM) 


Aktiva 


Anlagevermögen 


! % 

Sachanlagen 

898 

! 54 

Beteiligungen 

196 

12 

Langfr. Forderungen etc. 

61 

4 


1 155 

| 70 

Umlaufvermögen 



Vorräte 

235 

14 

Forderungen 

180 

11 

Flüssige Mittel 

87 

5 


502 

30 


1 657 

100 


Passiva 


Kapital und Rücklagen 


% 

VIAG-Anteil 

617 

37 

Fremdanteil 

171 

10 


788 

L 47 

Langfristige Fremdmittel 

Rückstellungen für Pensionen 

und Unterstützungen 

132 

8 

Versch. Verbindlichkeiten 

206 

13 


338 

21 

Mittel- und Kurzfristige 



Fremdmittel 

Rückstellungen 

132 

8 

Versch. Verbindlichkeiten 

399 

24 


531 

32 


1 657 

i 100 


Anmerkung: 

Die nicht konsolidierten Beteiligungen bestehen an: Bayernwerk 
AG, Ilseder Hütte, Österreich-Bayerische Kraftwerke AG, 
Berliner Kraft- und Licht (Bewag)-AG, Bayerische Wasserkraft- 
werke AG, VAW of America Inc., Aluminium Norf GmbH. 
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